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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung erlassenen Zweiunddreißigsten Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
— Drucksache 7/2556 — 


A. Problem 

Stabilitäts- und währungspolitisch störende Liquiditätszuflüsse 
sind in letzter Zeit nicht mehr aufgetreten und vorläufig auch 
nicht zu erwarten. 


B. Lösung 

Die Bardepotpflicht und der Genehmigungsvorbehalt für den 
entgeltlichen Forderungserwerb durch Gebietsfremde sollen 
deshalb rückwirkend ab 15. September 1974 aufgehoben werden. 

Einstimmigkeit 


C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnung nicht. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Dr. Unland 


Die Verordnung, die bereits in Kraft getreten ist, 
wurde vom Präsidenten des Deutschen Bundestages 
an den Ausschuß für Wirtschaft federführend und 
an den Finanzausschuß mitberatend zur Beratung 
überwiesen. Es handelt sich um eine sogenannte 
Nachlauf-Verordnung, bei der der Deutsche Bundes- 
tag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
die Aufhebung innerhalb einer Frist von vier Mo- 
naten nach Verkündung der Verordnung verlangen 
kann. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage am 9. Okto- 
ber 1974 beraten und erhebt keine Einwendungen 
gegen die Verordnung. 

Die veränderte währungspolitische Lage gestattet 
den Abbau der zur Abwehr unerwünschter Kapital- 
zuflüsse aus dem Ausland eingeführten Beschrän- 
kungen. 

Mit Wirkung vom 15. September 1974 ist aufge- 
hoben worden 

— die Bardepotpflicht, die zuletzt in Höhe eines 
Depotsatzes von 20 v. H. bestanden hat, 

— der Genehmigungsvorbehalt für den entgeltlichen 
Forderungserwerb durch Gebietsfremde. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem dem Bundestag zustehen- 
den Aufhebungsverlangen keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 6. November 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. Unland 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



